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hat der 60 Senat des Bundessozialgerichts

auf äic ;ündliohe Verhandlung vom 21° April

1959‚ an der mitgewirkt haben
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Senatspräsident Prof° Dr„ B 0.3 8
als Vorsitzender9

die Bundeerichter R i c h t o r und

Dro‘R o t t m a n n

sowie die Bundessozialrichter Dr° W i n t e r und

Dr„ W i m m c l ‚

für Recht eriannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Bayeri—

schen Landesaozielgerichts vom 16„ Mai 1957 aufgehoben

und der Rechtsstreit zu neuer Vernandlung und Entschei—

dung an des Landessozialgericht zurückverwiesen°

V 0 n R e c h t s w e g e n „
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Der 1903 5eborene Kläger bestand die staatliche Prüfung

als Dentist im Dezember 1931 und war zunächst zehn Jahre

lang in Hamburg als Kr3nkenkw sendentist zugelassen. Nach
dem Kriege übernahm er in Ps ss eu eine kassendentistisehe

Praxis une wurde später Kassenzehner3t. Im Januar 1953

beantragte die Allgemeine 0rtskrankenknss Pa sau beim

Zulas31n5 «.-aussehuß für Zahnärzte und Dont i.ten im Ref
gßteebesirk Niederbayern, dem liläger die Zu les sung zu ent—

ziehen, weil sich bei 39 der nachuntersnchten Patienten

im 3. Vierteljahr 1950 und im 1. Vierteljahr 1952 Been—

stenäungen er5eben hätten. Meist habe es sich um Fest—

stellungen gehandelt, daß der Zehn ge 'ehlt habe oder über—

kront 5—*:escn sei. Auch bei weiteren Hachuntersuehungen

hätten sich Beanstandungen ergeben. Am 4. März 1953 entzog

der Zulessun5sc us.ehuß dem Kläger die Zulassung zur kassen—

zahnärztlichen Tätigkeit, Teil er seine kassendentis tischen

Pflichten gröeliCh Verletzt habe (5 25 Nr. 3 des Bayeri—

schen Gesetzes über die Zule.s ‘n5 von Z ‘hnäirzten und Den—

tisten zur Tätigkeit bei den K1enkenkaesen vom 14. Juni

%9), nenn bei 153 üe “01.1.en Behandlunge füllen hiicten

sich 125 Beanstandungen ereeben. Die Patienten sind in

dem 3esehluß namentlich genannt und die Beanstandung en mit

eb5eizür zten Bemerl-zungen fachlicher Art in 77 Fällen ange—
deutet. Sieben F„lle. die n mentlich 5er an: t sind, seien

vom Kläger zu seinen Gun‚sten 5eklär werden. Es verblie—

ben aber noch 118 Beens”en’ wn en. in denen die Leistungen

verrechnet, aber nic11t ausgeführt euer un'“““seh 1ftlieh

gewesen seien. Der Kläger 3n1be ferner nicht abgeschlossene

Behendln% en 3b5erechnet. Der Berufun5sam sehuß für Zahn—

ärzte und Dentisten — Lendesre5 stereez irk Bayern — ver—
«wies am 31. Juli 955 den & reit zur neehn eli5 en Nachprü—C

IL

fung en den Zulassun5* sausschuß zurück, denn er hör ne nach

der Gegendarste llun5 des Kngcrs noch kein sbsehließendes

rteil fällen; es sei nicht ausgeschlossen, daß sich bei
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weiteren Ermittlungen für den Kläf'er ei.n noch gü1mt15eres

Bild 01{p oe° Eigene Festetellun5en hat der BerMu gseus«

sehuß in die: me1 Beech1uß nicht 5eoroffeno fach weiteren

ve“t1 auensärztlichen Hechunce“euel ungen am 50 and 60 Okto—

ber 1953 durch Dr„ «XXIXXXXX entzog der Zu leosungs eue—

SChüß dem Iilä5er am 50 Januar 1954 noch einmal die Zu—

le esung und 1e5te dieser B1tsoheidung die im Beschluß vom

40 ■irz 1953 fee*‘eeuci„uen Be:1nstendzngen auf Grund der

vertreu.ensö ru licl1en Na chuntereuchungen vom 20„ und 210

Okaober1952, vom 9„ Dezember 1952 und vom 19„ Februar 1953

uu5rundec 310 Beheapt1315en des Klif ■e‘s :önnten nicht mehr

130h<;eprüft w “den und die Be1un ungen der Patienten hätten

"ceenuben den ve“““eie„„urzt_lchen Feet stel3un5en 1eir10n

großen Bene swert° Bei den 13chvnue„„achin„en vom 50 und

60 Oktober 19"3 eignen sich bei 15 von 49 noehunte 1‚ucnten

Versicherten clio 5101011en Häng;el er5cbcn wie bei den frühe—

ren Bechunt renc „ung eng Der Kläger habe außerdem, wie sich

bei der Nachuntereucä ung hereliege ‚tell t habe, bei elf Ver—

€? ;„
J

ehertcn in mehreren v£e11°n<ecPo]een een Vierte elj■ n‘en”C)

0 einen Krenkenechein eb5erechnctn obwohl am Ende desC
_J

.

.
ersten Vieréelj 111es die Beaerdlung noch nich eb5eschloesen
5owesen sei° Nie„t ausgeführte Leiscun5en seien berechnet‚

ebenso uzeeeh5emäß rus5efü hrte Kleinstfüllun5en° Im übrigen

331en we5en der inzwischen verfloss<3nen Zeit keine weiteren

Nechuntcrsuchungen mü5lieho Dic<niederholte BeMrtiun5 des

Klägers wies der Beru1un5eeusechuß am 12
0 November 1954 zurück

und 10 .ch108 der Klä‘er könne drei Honete nach Zustellung des

ore5ung in eee nd“H”““t“0 ister be—

4-1„,licher Teil der von unless ngo—

Beschlusses sein Wiederein

. “■; „: ‚- -‘. \ „ ‚‘enu1‘em"eno B1n n10hb unneoen

eueechuß oem Kle5er zur Le„t 5ele5ten ”B„llc verrechneter‚
)

111 1';erl ich3»:e1i; n1cln; 91.1;350■1231‘ter Le:3.ei‘cn5en" sei nicht
(

aus“e Mc cnä oe„103c n° B3031 den G31nüsatz “im éweifel für den

Beschuldigten" habe sich nie Zahl der wi*klich nachweisbercn

Verfel■ 11n5en erheblich verm.erc “to Immer wieder cnte änden

beim Vergleich der einzelnen Beenstendun5en mit den Eil;nken—

blättern Zac i.fel‚ ob die 1111rni‘ e}1t 5e305te ‘ullungen anp@—
ccl netcn Verf.0111nngen als bewiesen behandelt „Green köxn1teno

D;10 Zahl der heraus efillencn Fi3lun5cn hehe imnczhi n ein
|solches Ausmaß 50n015t‚ daß der Vorwurf unwirtscheftlieherJLaw – Gesetze und Urteile
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Bel endlungsweiee nicht un5ereehtferbigt eei„ Der Kaeee

könne nicht zu5emutet werden, jeäe unwirteehnftliehe Be—

handlung zur Honerierung zu übernehmeno Die übrig bleiben—

den Verfehl.ungen seien FFÜbLiChC Verlc t"‘ng der Vert1&ge—

pfliehten° M eh VCThü1udlunaßlg kurzer Sperre biete der

Kläger jedoch die Gewähr für weitere vertreuenewürdige

Keseenbehnndlung; nach drei Monaten könne er sich wieder

um Zulassung bewe=beno

-lge11cht München hat durch Urteil vom 130 Septem—

di eEnteeheidungen des Zulae eungsrm1330husees vom
5 Januar 1954 und des Beruiungs@ uaschus es vom 12 Novem-

ber 1954 aufgehoben, den Kläger jedoeh verurteilt, der

Bel wl gten die 1105;ten zu ers tatten‚ die ihr äurch die Be—

vellm hhtigung äes Rechtsanwalts Dro PXKXXX ente€enden sindo

In 12 Fällen sei nachgewiesen‚ daß der Kläger nicht ausge—
führte Lei tungen in Rechnung gestellt habe, die Zahl der

übrigen Verfehlungen des K ägere sei aus dem Beschluß des
Berufungeeueschueses nicht zu ersehen„ Um aus alledem

eine gröbliehe Pfliehtverletzung mit ihren weittre5enden

Fel„en herleiten zu können, hät te es genauerer und konkre—

ter Feststellungen bedurft um so mehr, als die Kassen—

praxis des Klägers — gemessen an der Geeennteahl seiner

Abrechnungen - nicht 5er‘1de klein 5—wesen sein könne° Es

bestehe der Eindruck9 daß der Kläger Zähne gefüllt habe,

obwohl dies vom medizinischen Standpunkt aus nicht tunlieh

gewesen sei„ Das Gericht habe ;edech dien e Veri. ‘ehlung gen
nicht als gröbl ich betr Me1ten können° Für die Annahme eines

gröblichen Verstoßes eeeien konkrete unwiderlegbere Feet—

stellungen erforderlich() Es liege ein Grenzfall vor° Der

Kläger habe durch sein V01halten das Zulas sun5een „iehun5

verf ehren ver.1leßt und lesse eoshalb die der Kae eenärzt—

lichen Vereinigung entsta ndenen Kos ten trageno

Auf die Berufung der Beklagten‚ d mals noch der Kassenzahn—
ärztlichen Vereinigung Bayerns und des Leneesverbe nds der

Or's k:renkenk«seen Bayerns‚ die beantragt haben, das Urteil

des Sozialgerichts München uf„uhe‘e en und die Klage abzu—

weiecn, 13t des Land ssozialgerioht durch U1teil vomJLaw – Gesetze und Urteile
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16° Mai 195 7 deLs Urteil des Sozialgeri chts München vom

150 September 1955 wie folgt geändert:

1° Der Beschluß äee Beru.fungseuseohueees für Zahn—

ärzte und Dentisten - Inqndes1egis terb ezirk

Bayern — vom 12 0 November 1954 wird aufgehoben;

im üo1igen wird die K er ebgewiescno°C)

20 Die Berufungen werden im übrigen zurückgewiesen°

30 Außergerichtliche Keeten des Berufu% never11hrens

sind nicht zu erstatteno

Zum Ve'etändnis dieser Urteilsiorxnel ist in den Gründen

des Urteils folgendes ausgeführt:

"Da auf Grund der Entscheidung des Senats allein

der Beeehluß des Berufungsausechueses aufgehoben

ist, wird das Verfahren in die Lüge z rteyterseuat,

in der es sich be?und en 1mt, never der rechtSW1dri—

ge Beschluß des Beru1ungee eschuescs vom 120 Novem—

ber 1954 er"■n„en is to Dies hat nach der ständigen
Rechtsprechung des Se113te (zu vergleichen Amtsblatt

des Bav r„ ‘taatsministe1 ums fiir Arbeit und soziale

Fürsorge 1956 Teil B So127‚ 151

Berufungsausschuß über die vom nl

) zur Folge? daß der
äger seinerzeit

■ogen die Entscheidung des Zulessungsausschusees

vom 5° Ja1uer 1954 eingelegte Berufung erneut zu

befinden neben wirdo"

’ Das Berufungsgericht führt in den Gründen weiter aus, es
müsse — 1nabhängig von der Beurteilung der SLeh— und Rechts—

le■e durch die ul“fcvre instanzen — prufen, ob die von die—

sen als vorliegend ereenteten Verfehlungen e*wiesen sind und

ob es sich um eine g*0bliene Verletzung der kassenzuhnärzt—

lichen Pflichten handele„ So. eit die Ente el:eioungen der Zu—

lessungsinstanzen darin nicht übereinstimmten, auf Grund wel—

chen Seehverha ts ei ne gröbliche Verletzung der l:es;senz ahn—

ärztliohen Pilichten en:u. hnen sei, habe das erieht den Be—

schluß des Zulieevu"eeuesclu„e 8 nur im; 0 eit nach: uprufen,
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als er vom Berufungeeusschuß bestätigt werden sei, während

im übrigen allein die Feststellungen des Berufungeeusschus—
.

ses Gegenstand des sozialgeriehtliehen Verfahrens seieno

Neue Tetbestände‚ die von den Zulessungeinstenzen nicht

ihren Entscheidungen zugrunde gelegt worden seien, dürfe

das Gericht nicht einbeziehen° Gegenstand der Nachprüfung
Sei also der Beschluß des Zulassungseueeehusses, soweit er

vom Berufungsauseohuß bestätigt werden seio Um die Nach-

prüfung zu ermöglichen‚ müßten die Umstänäe, die den Seen—‘

verhalt zu beweisen vermögen7 die Einwendungen des Zahn—

arztes und die sonstigen für die Entscheidung maßgebenden

Gründe im angefochtenen Verwaltungsakt aufgeführt seine Im

Beschluß des Zulassungseusechussee sei zwar das Ergebnis

der ver reuensärztlichen Untersuchungen in zahlreichen

Einzelfällen und die Einwendungen des Kläeers niedergelegt,

der Berufungeaueschuß habe indessen die Beanstandungen als

weitgehend entkräftet angeseheno Dabei sei nicht zu ersehen,

welcher Teil der Verfehlungen nach Ansicht des Berufungs—

ausechusees bewiesen sei° Der Beschluß enthalte keine Dar—

stellung der Tatumstände im einzelnen, die in ihrer Gesamt—

heit als gröbliche Pflichtverletnung im Sinne des 5 25

Nr° 3 Beyero Zulassungsgesetz anzusehen seien, er enthalte

nicht mit genügender Deutlichkeit äie Zahl der erwiesenen

Beanstandungen, die Arten der Verfehlungen, äie Zahl der
Doppelverrechnungen und der Verrechnung nicht bewirkter

Leistungen° Eindeutig sei aus dem Beschluß des Berufungs—

ausschusees nur zu entnehmen9 daß die hohe Zahl der hcrn13—

gefallenen Füllungen als unwirtseheftliehe Behandlungeweiee

angesehen werden Es sei aber nicht ei nal äie genaue Zahl

der atsgcfellenen Füllungen angegebeno Unter diesen Umstän—

‚_
;

en sei eine gerichtliche Hechprüfung‚ ob der Kläger Seine

keeeenärztliehen ?”lichten gröblich verlctmt habe, nicht

möglich() Das Urteil des Sozialgerichte sei wenigstens im

Ergebnis insoweit nicht zu beenstenden‚ als es den Beschluß

des Berufungseusechusees als rechtswidrig aufgehoben habe°

Es sei nicht recht erklärlieh, wieso das Sozialgericht an—

genommen habe, daß zwölf Fä le neehg wiesen seien, in denen

der Kläger "nicht ausgeführte Leistungen" verrechnet habe;

_ 7 _
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_ 7 _

aus dem Beschluß des Berufungs&ussdhusses könne das

ni ht entnommen werden° Daß der Kläger9 um nach seiner

Behauptung weitere Unter suchungslmo ten zu vermeiden,

24 Be&ns &ndun5en zuge5eben hzfne, sei nicht entschei—

dend° Dee Sozialgericht Lane daher zu Recht den Be—

schluß des Berufungs&tsschusswm als rechtswidrig auf»

gehoben, weil des sen ße"runeung eine 5*erichtliehe Nach—

prüfung &usschließe; der BOruiun5seusechuß hätte den

Sachverhalt in te tsä£hlicher und rechtlicher Beziehung

neu prüfen müssen Das Sozial5ericht hätte die Entschei—

dung des Zuleesun 5s:u usechusees nur aufheben dürfen, wenn

keine Gr‘h1de für eine Lntzi1 ehun5 der Zulassung vorgel.e—

gen hätten° D& auf Grund der Entscheidung des Landes—

soz ial5erich ts nur der Beschluß des Berufun5eru assehus ses
aufgehoben sei, & werde das Veri‘&hren in die L&5e zurück—

rsetzt in der es sich vor dem rechtswidrigen Beschluß

des Beru;Wun seusschusses befunden habe; der Berufungs—

ussehuß müsse also über die vom Kläger 5e5en die Ent—

scheidung des Zulassun5seu schueses vom 50 Januar 1954

ein5ele te Bcw‘ iun5 noch einmal befinden° Des Berufungs—

gericht hat die Revision nicht zrgelasscno

Iiit der am 230 Au5ust 1957 einceleruen und am 23° Au5ust

195 7h rün<leten Revision beantragt der Klä "er‚

des Urteil des Be3erischen L&ndcssozialn richte

in München vom 16° Mai 1957 in Ziffer 1 und 3
&ufnuhehen und die Berniungen deer Bekl&;ten in

vollem Umf&n5e zurückzuwcisen “bei Koste■l& st

äer Berufungs Mc«WÜQOT"

3er K ä5er rü5t, des Berufungw ;1;ericht habe die verfahrens—

chtliehen Bestimmungen der @3157 und 159 des Sozialge—

richtsgesetzes (SGG) verletzt° Es gehe nach 5 157 SGG
den Streitfall in gleichem Umfang wie d&s Sozialgericht

zu prüfeno Bie Ente eheidun5 des Werufvige5crichts könne

nur auf Zurückweisung der Berufung*n oder auf Aufhebung

des Urteils des Soz;1ml erichts unter Abweisung der Klage

oder in den’Füllen des 51159 SGG auf Zurüekverweisung

- 8 _
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an die erste Instanz lauten. Eine Zurückverweisung an die
Verwaltungsinstenz —‘en den Berufungsausschuß — und damit.

unter Umständen die Möglichkeit der Einführung eines ande—

ren Sachverhalts zur Begründung des angefochtenen Verwal—

tungsaktes in das Verfehren und die erneute Klage des Be—

troffenen vor den Verwaltungsgeriehten sei im Sozialge—

richtsgcsetz nicht vorgesehen° Das ergebe sich als Umkehr—l

schluß aus 5 159 SGG„ Wenn äie Verve tungsakte keinen ein—

deutigen Sachverhalt feststellten und somit nicht gerecht—
fertigt seien, so sei die Klage begründet, wie des Sozial—

gericht entschieden habe„ Daher wären — meint der Kläger —
die Berufungen zurückzuweisen gewesen. es Befufungsgericht

habe jedoch die nach 5 157 SGG vorgeschriebene Prüfung

nicht vorgenommen und habe im Ergebnis eine Zurückverwei—

sung an die Verwaltungsinstenz ausgesprochen°

Der Beglegte beantragt?

die Revision zurückzuweiseno

Er hält die Revision für unzulässig° Die Sezielgerichte

hätten nicht die AufHabe, Beweise zu erheben‚ die die

rechtliche Unter—age für eine £rmesscnsentscheidung bilde—

ten, die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit könnten nur

die Rechtse wendung durch die Verweltungsbehörüen nach—

prüfeno

II
‘

Da tes ?rozeßführungsrecht in Zulessungsstreitigkeiten
4jedenfalls seit lnkrefttreten des Gesetzes über Kassenarzt“

recht allein dem Berufungseusschuß zusteht (BSGD 6 S°

278/279), hat der Senat mit Zustimmung der Beteiligten nur

den Berufungseusschuß als Beklagten und die bisherigen

Beklagten als weitere Beteiligte angesehen und demgemäß

eim Urteilsk pf aufgeführto

Der Kläger hat die Revision rechtzeitig und in der richtigen

Form eingelegt und fristgemäßbcgrilndet° Obgleich des Len—

- 9 _
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dessozialgericht die Revision nicht
zugelassen

hat, ist

sie nach 5 162 Abs° 1 Nro 2 SGG ststtheft‚ weil 1as ange—
fochtene Urteil auf einem von eem Kläger gerügten wesent»

lichen Mangel des Verfahrens beruht„ Des Lcndessozial—

gerieht meint, es dürfe bei c1.er Hechpräiung einer nach

“71

5 25 Nr„ 3 des Bayerischen Zuless ngsges etzes aus gespro«
chenen ent ziehung der Kessenzulessung nur 8011ehe Tatsachen

eecuck„i “tigen, auf die sich die Verwaltung selbst zur
Begründung ihrer Entscheidung berufen habe„ Da aus dem Be—

schluß des Berufungser ISSChUSSO nicht k1er zu ersehen sei9

auf Grund welcher Ta sachen dem
uKläger'die

Zulassung ent—

zo"en w rden solle, könne der Beschluß nicht "0richt110h

nachgeprüft werden„ Er müsse cleher eui‘gehobenwerden9 damit

der Berufungsaussehuß nunmehr die erforderlichen Tateeehen
feststelleo Dieser Auffassung könnte der Senat selbst dann

nicht folgen9 „'enn mit dem Berufungs«■ero Cht anzunehmen wäre9
eeß sich die Nachprüfung eines Entz ien ngs beseheides allein

auf die von der Verwaltung angeführ nTeaseehen er st;eeken

dürfe° Denn auch von diesem Reehtsstendpunkt exs hzitte uns

BOTU‘UH"“'OT1LRÜ deen Beeehluß des Berufun MS usschueees nicht

onne weiteres wegen 1ehlender oder un:lerer ’” etsee henfest—

stellungen aufheben dürfen, sondern h& te die Beteiligten9

oesonders den BO“"LFHg„EUSSCIUB‚ der zum Veriehrenl 11n9u—
zuziehen gen—sen wäre (BSG° 6, 278)9 befragen und den Sech—

verhalt lz‘ erst len mussen (@ 106 SGG)„ Daß die Verwaltung
7rune„itslieh befug;t ist auch während des gerichtlichen

1Ne1iau.en noch neue Tatsachen zur Begründung ihrer Entschei—
!dung "nechzuschieben"‚ in Reent■urecnvng und Lehre an—ist

rke.nnt (vglo BSGC 7, 257 '5661 fi7 mit weiteren Neehweisen)°

Es bedarf indes::en keines näheren Eingehens auf diese 1reren,

da die Avfiu„‘ung des Berufungsgerichts se hen im ausgawag
punkt nicht gebilligt werden kenne Die Gerichte der Sozial—

geri1ccntsberkeit sind bei der L„chsrulvng einer %ulaseungs—

en Lenung we«ier auf die von der Verwaltung in dem Ent 'i (u

bungsbese 1u13 an;;eführten noch auf die später von ihr Wn eh—

;;es chebenen" Entzichungstatseehen Deschrinkto Eine solche

Ber;ren zung deer Tätigkeit der Gerichte wäre unverein er mit
ihrer? flieht9 den Sachverhalt im Rahmen des von denJLaw – Gesetze und Urteile
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Beteiligten durch den Verweltungsakt und die nachfolgende

Anfechtungsklagc bestimmten 5trcitgegenstendcs von Amts

wegen zu erforschen (@ 103 SGG)„ Dabei macht es keinen
Unterschied, ob Lie vom Gericht ermittelten Tatsachen dem

Kläger oder der beklagten Verwaltung günstig eindo Ebenso

wie die beklagte Verwaltung sich unter Umständen damit ab—

finden muß, daß erst die Tätigkeit des Gerichts einer zu—
nächst ungenügend begründeten Klage zum Erfolg verhilft,

muß sich aueh der Kläger gefallen lassen, daß der angefoch—

tene Verwaltungsakt erst auf Grund eines vom Gericht näher

eufgeklärten Sachverhalts Bestand erhält() Die Rechtmäßig—

keit des Verwaltungeaktes, um die die Beteiligten im An—

fechtungeprozeß streiten, hängt nicht davon ab, ob die von

der Verwaltung gn;gjährtgn Tntcnchen die getroffene Regelung
rechtfertigen; entscheidend ist vielmehr, ob der Verwaltunge—

akt nach dem tatsächlich zgrlipgppégn Sachverhalt begründet

ist° Grundsätzlich hat hiernach das Gericht erster Inet°1z

— und nach @@155, 157 SGG auch das Berufungsgericht — alle

Tatsachen, die für die Beurteilung des Vefweltungsaktes

erheblich sind, von Amts wegen aufzuklären (@ 103 SGG)°

Damit ist für die Gerichte zwar unter Umständen eine nicht

unerheblichc Belastung verbunden, besonders wenn die Ver—

waltung, wie hier, den Sachverhalt nur mangelhaft geklärt

oder überhaupt keine eindeutigen Feststellungen getroffen

hat() Diese Mchrbelestung der Gerichte muß indessen im Inter—

esse eines beschleunigten und wirksamen verwaltungsgcricht—

lichen Schutzes in Kauf genommen werden; Die Gerichte dürfen

sich ihrer Auftabe nicht durch eine im verwaltungsgerieht—

lichen Verfahren grundsätzlich unzulässige Zurückvcrweisung

d r Sache an die Verve tung entziehen (BSG, 2, 94 und 5,

176 3297, BVerwG2, 135),

Recht und ?flicht der Gerichte zur vollständigen Aufklä—

r ng des Sechvernelts finden allerdings dort eine Grenze,

wo das Ermessen der Verwaltung berührt oder die Identität

des angefochtenen Verweltungscktes geändert wiirde° Im e*sten

Falle könnten die Gerichte unter Umständen mit der eigen—
1.!

mächtigen He eaz*ehu13 neuer Teueachen in den der Verwal—
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tung vorbeha1tcnen Ermee waen epielreum einc?.ring en„ Die

;enicntlicne Aufklä*vngs‚flicht er streckt sich ferner

nicht auf solche Tatsachen, die den en301Moelterzen Verve].—

tungsakt auf eine ne11e G1unel„3 stellen, im Reehteeinne

also zu einem anderen Ve‘Wa„„unger;t machen würden„ Denn

damit „ürden die Gerichte? da die Aufrechterhe1tung eines

Ve‘”‘luviqenLte° mit einer völ].ig neuen tntskcn1iehen

Be ründun3 dem Erlaß eines neuen Ve1.elttwteektes gleich—

kommt9 entgegen dem Grün cleetz de r Ge faltent :ennun3 selbst

aktiv in des Ver"*t"1qeg 3chehen eingr ifen° Außerdem

würäe dem 11ech estr it gleichsam von Amts w‚gcn ein anderer

Strei ‘ thCi$■■■d 3e3 ben, was auch in Verfahren mit Unter»
suchun3smexime

3runch ;“tzlich nicht zulässig ist (v31°

‚@ 123 SGG)„ Wo hier im Ein5elfall die Grenze der gericht—

lichen Aufklür 1n33pfliCht verläuft, ne3 — ebenso wie in der

iii ichen Frage? inwieweit die bekle‚'rte Behörde neue Taten—

nen zur Begrund ung des Verwaltungeaktes "nachsehieben"

erf (V31° BSG° 7, 257 /261 in 7),— zu.xxeilen 5v;eifelhaft

C
)

Q
;

sein Auf jeden Fall sind die Gerichte nicht nur
béfu3t,

sonde11 auc h verpflichtet 311e Ermitt] ung gen von Amts wegen
auf alle % 1t1-‚echen eue5uee hnen, die zum Bereich der den Ver—

we1tungsakt tragenden Gründe ("Motivationsbereich" im Sinne

von Reuß, evei„ 1954 S0 593‚ 595) Schören„

„Die Kla3e r” htet sich nicht 3e3en eine drmeseensentschei—10
dung9 da @ 25 Nr„ 3 des eye 130hen Zulessungsgeg tzee den

„‘Zuleseuzg instenzen die 1mtz e]1ung der K ‚£;en5uleeeun3 unter

den dort 3enannten Voreueeet 511ngen zur Pflicht meeht° Aueh

die Identität des Verwz■ Lun’se tes wird durch die vom Beru—

fungsgericht noch als eu1klerungsbedürfti3 en3esehenen Tat—

sachen nicht berührt: zu dem — den angefochtenen Verwaltungs—

ekt rechtfertigenden — Sachverhalt gehört de ;, 3eese.mte bei

der Einleitung des Bnt5ie nvn3‘verienrens und in seinem spä-

teren Verlauf dem Klfé3er 5um Vor unf 30emacnte Verla alten

soweit es die Benendl ung von K„„scneetienten und die Ab—

rechnung kesscnntztlicner Leistun3en betrifft, — ma" es sich

hierbei exJex um einen we■i läufigen Komplex von Tatsachen

hende1n„ Das —enecs„oz1513cnieht hätte daher, statt den
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Beschluß des Berufungeausschuss s eufzuheben, die seiner

Ansicht nach noch erforderlichen Feststellungen selbst

treffen müssen (5% 1039'153‚ 157 SGG)° Da es dies auf
4.

Grund eines Irrtums über seine prozessualen Pflichten
'unterlassen hat„leidct sein Verfahren an einem - vom

Revieionskläger gerügten — w eentliehen Mangelc Die nicht

gelassene Revision ist daher nach 5 162 Abs° 1 Nr° 2 SGG
statthaft unü auch begründet° Das angefochtene Urteil mußte

aufgehoben und der Rechtsstreit zu neuer Verhandlung und

Ente heidung an das Lendessozialgericht zurüekvorwiesen

werden‚ weil der Senat wegens Fehlens der zur Entscheidung

erforderlichen tatsächlichen Feststellungen nicht in der

Sache selbst entscheiden konnte (@ 170 Abso 2 Satz 2 SGG)[)

Das Landessozialgerieht hat nunmehr die erforderlichen

Feststellungen über die für die Entscheidung erheblichen

Umstände zu treffen und & säann zu prüfen, ob nach den

getroffenen Feststellungen die Entziehung der Zulassung des

Klägers rechtlich zu beenstenden isto

Die Kostenentsehcidung bleibt dem Endurteil vorbehalten„
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